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Wer zu Unrecht Arbeitslosengeld (Symbolbild) bezogen hat, kann zur Zurückzahlung der Sozialhilfe aufgefordert wer-
den. In einem konkreten Fall geht es um 152.000 Euro. Foto: Sebastian Gollnow, dpa

Vermögen verschwiegen? Amt
kann Sozialhilfe zurückfordern

Zu Unrecht bezogenes Arbeitslosengeld muss zurückgezahlt werden.

Wer staatliche Leistungen bean-
tragt und dabei fehlerhafte Anga-
ben macht oder wichtige Informa-
tionen verschweigt, muss das Geld
unter Umständen zurückzahlen. So
weit, so gut – und bei der Antrag-
stellungwirdman darauf in der Re-
gel auch hingewiesen.

Wie schmerzhaft eine Rückzah-
lung dann tatsächlich sein kann,
zeigt etwa ein Urteil des Landesso-
zialgerichts (LSG) Stuttgart (Az. L 2
AS 1363/22), auf das der Deutsche
Anwaltverein hinweist. In dem Fall
hatte eine Frau jahrelangArbeitslo-
sengeld (ALG) II bezogen unddabei
verschwiegen, dass sie Miteigentü-
merin einerWohnung war.

Nach eigenen Angaben handelte
die Frau nicht in böser Absicht. Sie
hatte die Wohnung 1997 mit ihrem
inzwischen dauernd getrennt le-
benden Ehemann für 220.000 DM
gekauft und von 2004 bis 2018 in
ihren Anträgen auf ALG II nicht als
Vermögen angegeben.

Nach der Trennung habe sie sich
nicht mehr um die Wohnung ge-
kümmert und gedacht, dass diese
wegender noch bestehendenDarle-
hensverbindlichkeiten ohnehin
nicht für relevant für die Sozialhilfe
sei.

Eine fatale Fehleinschätzung:
Als sie ihre Miteigentümerschaft
Jahre später in einemAntragangab,
forschte das Jobcenter genauer
nach. Es stellte fest, dass die Woh-
nung auf dem freien Markt etwa
208.000 Euro bringen würde, wo-
mit sie auchabzüglichvonVerbind-
lichkeiten als Vermögen anrechen-
bar ist.

Die über die Jahre gezahlten
Leistungen in Höhe von fast
152.000 Euro muss die Frau daher
zurückzahlen. Ihre Klage gegen die
Rückzahlung hat das LSG Stuttgart
in zweiter Instanz abgewiesen, ins-
besondere, weil sie ihre falschen
Angaben wiederholt und die Woh-
nung auch mehrfach verschwiegen
hatte.

Wann Wohnungseigentum
anrechenbar ist

Inzwischen hat das Bürgergeld das
Arbeitslosengeld II als Grundsiche-
rung abgelöst. Auch hier gilt:
Unterstützung bekommt nur, wer
wirklich hilfsbedürftig ist, also
nicht selbst oder innerhalb der Be-
darfsgemeinschaft über ein gewis-
ses Einkommen oder Vermögen
verfügt. Ist das der Fall, muss zu-
nächst das eigene Vermögen für die

Bestreitung des Lebensunterhalts
herangezogen werden, bevor es fi-
nanzielle Hilfe vom Staat gibt.

Innerhalb des ersten Jahres des
Bürgergeldbezugs, der Karenzzeit,
darf das Vermögen nicht mehr als
40.000 Euro für die erste leistungs-
berechtigte Person der Bedarfsge-
meinschaft betragen. Für jede wei-
tere Person liegt die Grenze bei
15.000 Euro. Nach der Karenzzeit
liegt der Freibetrag für jede Person
in der Bedarfsgemeinschaft bei
15.000 Euro. Besitzt man Woh-
nungseigentum oder andere Ver-
mögenswerte oberhalb der Grenze,
ist es bei Antragstellung relevant.

Wohnungseigentum wird aller-
dings nur dann als verwertbares
Vermögen herangezogen, wenn
man nicht selbst darin wohnt.
Selbst bewohnte Häuser und Woh-
nungen bleiben in der Karenzzeit
nämlich unberücksichtigt. Danach
bleiben sie nur dann irrelevant,
wenn sie bestimmte Größen nicht
übersteigen, die als angemessenan-
gesehenwerden. Für eine vierköpfi-
ge Familie etwa liegt diese Grenze
bei 140QuadratmeternWohnfläche
bei Hausgrundstücken sowie bei
130 Quadratmetern bei Eigentums-
wohnungen. (dpa)

Was passiert, wenn der Arbeitgeber
zu viel Lohn überwiesen hat

Steckt ein Fehler dahinter, lassen sich keine Ansprüche ableiten.

Enthält die Lohnabrechnung fal-
sche Angaben, können Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer nicht
verlangen, eine irrtümlich ausge-
wiesene Summe ausgezahlt zu be-
kommen. Über ein entsprechendes
Urteil des Landesarbeitsgerichts
Köln (Az. 7 SLa 378/24) berichtet
das Fachportal Haufe.de.

Im Kern der Entscheidung ging
es umdie Frage:Waspassiert,wenn
der Arbeitgeber oder die Arbeitge-
berin falsch abrechnet? Geklagt
hatte ein Arbeitnehmer, der die An-
sicht vertrat, er habe Anspruch auf
den Lohn gemäß seiner Abrech-
nung. Diese wies wegen einer feh-
lerhaften Neuberechnung des Ge-
halts im August 2023 eine Gut-

schrift zugunsten des Arbeitneh-
mers in Höhe von fast 7000 Euro
aus.

Der seit längeremarbeitsunfähig
erkrankte Arbeitnehmer forderte
laut Haufe.de die Auszahlung des
Betrags und machte zudem Scha-
denersatz geltend. Seine Kranken-
kasse forderte eine Nachzahlung,
da sie vermutete, zu viel Kranken-
geld geleistet zu haben.

Lohnabrechnung ist keine
Anspruchsgrundlage

VordemLAGKölnhatte derArbeit-
nehmer keinen Erfolg. Zum einen
stellt eine Lohnabrechnung dem
Gericht zufolge keine Anspruchs-
grundlage dar. Zum anderen sei die

besagte Lohnabrechnung, die auf
mehreren Rückrechnungen basier-
te, offensichtlich falsch, lautete das
Urteil.

Eine Lohnabrechnung stelle re-
gelmäßig keine rechtsgestaltende
Willenserklärung dar, begründeten
die Richter ihre Entscheidung. Sie
dient primär Informationszwecken.
Sie hat laut Urteil auch nicht den
Zweck, streitig gewordene Ansprü-
che endgültig festzulegen.

Bei einem Irrtum könne keine
Seite die andere am Inhalt der Mit-
teilung festhalten. Laut des Urteils
hat der Kläger demnach weder An-
spruch auf Zahlungder geforderten
Summe, noch auf einen Schaden-
ersatz. (dpa)
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Achtung Baustelle: Hier ist es relativ eindeutig, doch so ganz klar ausgewiesen sind Baustellenbereiche nicht immer,
wie ein Fall vor Gericht zeigte. Foto: Karl-Josef Hildenbrand, dpa

Mann baut Unfall in Baustelle –
undwill Schadenersatz

Unabhängig von Schildern muss man rund um Baustellen aufpassen.

Wer in einen bisher nicht freigege-
benen Baustellenbereich einfährt,
hat entweder gegen seine Sorgfalts-
pflicht oder gegen das Sichtfahrge-
bot verstoßen. Für entstandene
Schäden am eigenen Fahrzeug haf-
tet man dann in der Folge auch an-
teilig selber.

Selbst dann, wenn die Absiche-
rung der Baustelle insgesamt unzu-
reichend war und die Verkehrssi-
cherungspflichtverletztwurde.Das
zeigt eine Entscheidung (Az.: 2 U
30/24) des Oberlandesgerichts
(OLG) Brandenburg, auf die der
ADAC hinweist.

War die Baustelle ausreichend
gesichert oder nicht?

In dem Fall ging es um eine Scha-
denersatzklage: Ein Mann war in
einen Baustellenbereich eingefah-
ren,der sichaneinerAutobahnrast-
stätte befand. Dort war ein Teil der
Fahrbahn abgefräst. Ein Einbahn-
straßenschild und rot-weiße
Schrankenzäune markierten die
Stelle.

Dennoch fuhr der Mann dort hi-
nein und beschädigte sein Auto er-
heblich. Darauf hin wandte er sich

an die zuständige Behörde und ver-
langte Schadenersatz. Seine Sicht-
weise:DieBaustelle sei nicht ausrei-
chend gesichert gewesen.

Zwar hätte er das Einbahnstra-
ßenschild gesehen, auch die
Schrankenzäune. Doch verwies er
auf einen derart großen Abstand
zwischen ihnen, dass er dachte, die
Fahrbahn sei wieder befahrbar ge-
wesen. Als er einfuhr, habe er zu-
dem einen vorhandenen Rechts-
fahrpfeil nicht erkennen können.

DerbetroffenenVersicherung in-
des genügte die Absicherung vor
Ort – die Baustelle als solche wäre
gut erkennbar gewesen. Sie verwei-
gerte eine Zahlung und so ging die
Sache vor Gericht.

Das endete mit einem Teilerfolg
für den Autofahrer. Denn es wurde
festgestellt, dass speziell der ausge-
kofferteBereichnurdurchweit aus-
einanderstehende Schrankenzaun-
Elementegesichertwordenwar.Der
Gefahrenbereich war weder geson-
dert beleuchtet noch kenntlich ge-
macht. So fehlten Absperrfahnen,
Baken oder weitere Abschrankun-
gen. Das Gericht bestätigte zudem,
dass durchaus der Eindruck einer

Fahrbahn zwischen den Schran-
kenelementen entstehen konnte.
Der besagte Rechtspfeil (Verkehrs-
zeichen 209) sei nicht ordnungsge-
mäß angebracht gewesen.

So kam die Kammer zum
Schluss: Die Baustelle war insge-
samt nur unzureichend gesichert
und die Verkehrssicherungspflicht
wurde verletzt.

Gericht sieht aber auch
Mitschuld des Autofahrers

AberauchdenAutofahrer trifft eine
Mitschuld,wiedasGericht feststell-
te. Denn es gelte das sogenannte
Sichtfahrgebot, das Verkehrsteil-
nehmer undVerkehrsteilnehmerin-
nen verpflichtet, ihr Fahrverhalten
anunübersichtlicheSituationenan-
zupassen.

Dass der Autofahrer überhaupt
in die Baustelle geraten ist, zeige,
dass er entweder gegen das Sicht-
fahrgebot oder gegen die allgemei-
nen Sorgfaltspflichten aus Paragraf
1 der Straßenverkehrsordnung
(StVO) verstoßen haben muss, so
die Richter. Deshalb habe er zwei
Fünftel der entstandenen Schäden
selbst zu tragen. (dpa)

„Kontrahenten“ Seite an Seite: Links
eine aktive Blitzer-Warnapp auf dem
Handy, rechts daneben ein Radar-
Messgerät. Foto: Lino Mirgeler, dpa

Nutzung von Radarwarnern oder Blitzer-Apps
kann drastische Strafen nach sich ziehen

Während hierzulande ein Bußgeld droht, geht es im Ausland strenger zu.

Die Nutzung von Radwarn- und
Störgeräten ist in Deutschland ver-
boten. Technisch nur dazu be-
stimmte Geräte, wie etwa reine Ra-
darwarner, darf man noch nicht
einmal betriebsbereit mitführen.
Darauf verweist der ADAC. Ent-
sprechende Funktionen auf ande-
ren Geräten – wie Apps auf Handys
oder Navis – dürfen nicht verwen-
det und müssen ausgeschaltet wer-
den.

Auch wer mit einem ausländi-
schen Auto nach Deutschland reist,
ist besser vorsichtig: Viele Fahrzeu-
ge haben eingebaute Radarwarn-
funktionen oder Fahrer und Fahre-
rinnen nutzen Apps, die in anderen
Ländern legal sind, sagt Rechtsan-
walt Gregor Samimi. Das führe zu
der falschen Annahme, dass sie
auch in Deutschland erlaubt seien.
SeinTipp: „Bei grenzüberschreiten-
denFahrtensolltemansichüberdie
jeweiligenVorschriften informieren

und gegebenenfalls Funktionen in
Deutschlanddeaktivieren.“Auch in
den meisten europäischen Ländern
ist dieBenutzungvon reinenRadar-
warn- oder Störgeräten verboten.
Allerdings gibt es keine einheitliche
Regelung, erklärt der ADAC, der im
NetzdieRegeln indiversenLändern

auflistet. Manchmal sind gewisse
Navi-Funktionen oder Blitzer-Apps
erlaubt. Dazu sollten sich Reisende
vor dem Losfahren informieren.
Denn während in Deutschland le-
diglich ein Bußgeld von 75 Euro
sowie ein Punkt in Flensburg dro-
hen, listet der Verkehrsclub für an-
dere Länder teils hohe Geld- oder
sogar Haftstrafen auf.

Während in Österreich etwa
GPS-Navigationsgeräte mit einem
POI-Warner als „Ankündigungs-
funktion“ laut ADAC erlaubt sind,
sind Radarwarngeräte, mit denen
technische Einrichtungen zur Ver-
kehrsüberwachung beeinflusst
oder gestört werden können, verbo-
ten. Wer sie am Auto anbringt oder
mitführt, mussmit einer Strafe von
bis zu 5000 Euro rechen.

In Belgien sind für Radarwarner
Geldstrafen oder Haftstrafen von
15 Tagen bis zu drei Monaten mög-
lich. (dpa)
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Eine Scheidung (Symbolbild) verändert vieles. Unter anderem kann das auch Einfluss auf mündliche Absprachen mit
den Schwiegereltern haben. Foto: Patrick Pleul, dpa

Nach Scheidung: Schwiegereltern
können den Kredit zurückfordern

Wenn es um viel Geld geht, sind familiäre Absprachen rechtlich bindend.
Wenn es finanziell eng wird, helfen
Eltern und Schwiegereltern mit-
unter gerne aus – sofern sie können.
Dass sie sogar einen Kredit über
250.000 Euro aufnehmen, um dem
überschuldeten Schwiegersohn aus
der Klemme zu helfen, ist wohl aber
eher die Ausnahme.

VereinbarendieParteiendarüber
eine Rückzahlung, kann sich der
Schwiegersohn auch nach der
ScheidungnichtausderVerantwor-
tung ziehen – er muss zahlen. Auf
ein entsprechendes Urteil des
Landgerichts Frankfurt (Az. 2-23 O
701/23) weist die Arbeitsgemein-
schaftFamilienrechtdesDeutschen
Anwaltvereins hin.

In dem konkreten Fall hatte der
Mann einWohnhaus geerbt undbe-
nötigte dringend Geld, um die Im-
mobilie erhalten zu können. Dessen

Bank hatte ihm bereits einen Kredit
gekündigt.

Die damaligen Schwiegereltern
nahmen daraufhin den Kredit über
eineViertelmillion Euro auf, umdie
Restschuld des gekündigten Kre-
dits abzulösen. Sie verabredeten
mündlich, dass der Schwiegersohn
sowohl für Zins und Tilgung des
Kredits aufkommt.

Rechtsbindungswillen hängt
von Umfang der Gefälligkeit ab
Einige Jahre klappte das auch gut,
die Scheidung des jungen Paares
brachte dann aber die Wende. Der
Mann erklärte, die Raten aufgrund
der Unterhaltsleistungen an seine
Ex-Frau nicht mehr zahlen zu kön-
nen, der Fall ging vor Gericht.

Und das gab den Klägern recht,
der ehemaligeSchwiegersohnmuss

den noch offenen Darlehensbetrag
von 190.000 Euro vollständig zu-
rückzahlen.

Die Begründung: Zwar könne
man bei einer Verabredung inner-
halb der Familie von einem reinen
Gefälligkeitsverhältnis sprechen,
also einer Handlung aus reiner
Freundschaft oder Kollegialität.
Dann würde ein rechtlicher Bin-
dungswillen an die Vereinbarung
fehlen.

Weil es hier aber umeineViertel-
millionEuroging, könneessichkei-
neswegs um eine Gefälligkeit des
täglichenLebens handeln. Auchdie
Interessenlage der Schwiegereltern
spreche vielmehr für einen einge-
gangenen Rechtsbindungswillen,
weil diese mit der Aufnahme des
Kredits ein erhebliches Risiko ein-
gegangen seien. (dpa)

Kann Klarheit über die Abstammung eines Kindes bringen: ein Vaterschafts-
test. Für den müssen gegebenenfalls beide zahlen. Foto: Franziska Gabbert, dpa

Gericht klärt Vaterschaft: Mutter wird
ebenfalls an Kosten beteiligt

Beide Beteiligten mussten die Kosten tragen. Welche Gründe das hatte.

BestehenberechtigteZweifel ander
Vaterschaft? Dann kann im Ernst-
fall eine gerichtliche Klärung samt
Vaterschaftstest helfen. Für die
Kosten eines solchen Prozesses
müssen dann beide Elternteile auf-
kommen, nicht nur etwa der Vater.
Das zeigt die Entscheidung des
Oberlandesgerichts Frankfurt (Az.
6WF155/24), aufdasdieArbeitsge-
meinschaft Familienrecht des
Deutschen Anwaltvereins hinweist.

IndemkonkretenFall strittendie
Mutter und der biologische Vater
des Kindes umdie Kosten eines Ab-
stammungsverfahrens.

Zweifel des Vaters waren
berechtigt

Auf Grundlage eines Sachverstän-
digengutachtens hatten die Richter
zuvor festgestellt, dass der Mann
der biologischeVater desKindes ist.
Die Verfahrenskosten teilte das Ge-
richt genau hälftig zwischen Vater
und Mutter. Die Mutter legte da-
gegen Beschwerde ein – ohne Er-
folg. Die Begründung der Richter:
Weil der Mann zur Empfängniszeit
der Frau weder eine Beziehung mit
ihrgeführtnochmit ihrzusammen-
gelebt hat, habe er keine konkreten
Einblicke in ihre Lebensverhältnis-

se gehabt. Seine Zweifel an der Va-
terschaft seien daher berechtigt ge-
wesen, demMann habe nicht zuge-
mutet werden können, die Vater-
schaft bereits außergerichtlich oh-
ne gutachterliche Klärung durch
einen Sachverständigen anzu-
erkennen.ZwarhattedieFrauange-
geben, in der Empfängniszeit nur
mit dem Mann Verkehr gehabt zu

haben.Obdas stimmt,habederdie-
ser aber nicht beurteilen können.

Zudem betonten die Richter,
dass beide das Verfahren gleicher-
maßen veranlasst hatten, weil sie in
der für die Zeugung infrage kom-
menden Zeit miteinander Ge-
schlechtsverkehr hatten. Die Kos-
ten hälftig zu teilen, sei darum ge-
rechtfertigt. (dpa)


